
Zum 01. Januar 2016 ist das Gesetz zur Neuordnung des Rechts der 
Syndikusanwälte und zur Änderung der Finanzgerichtsordnung in Kraft 
getreten (BGBl I S. 2517). Damit erhalten Syndikusanwälte, die seit den 
Entscheidungen des Bundessozialgerichts vom 3. April 2014 keine 
Möglichkeit mehr hatten, sich nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der 
Rentenversicherungspflicht befreien zu lassen, wieder ein 
Befreiungsrecht. 
 
Allgemeines 
In der Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) ist nunmehr die Tätigkeit 
angestellter Rechtsanwälte geregelt und der Begriff des 
Syndikusrechtsanwalts legaldefiniert worden. Dabei werden zur 
Definition der anwaltlichen Tätigkeit der Syndikusrechtsanwälte die vier 
Kriterien der früheren Verwaltungspraxis der Deutschen 
Rentenversicherung Bund aufgegriffen, um eine größtmögliche 
Deckungsgleichheit des befreiungsfähigen Personenkreises vor und 
nach den BSG-Entscheidungen zu erreichen. 
Zur Vermeidung divergierender Entscheidungen in den unabhängigen 
Verwaltungsverfahren der Rechtsanwaltskammern und der gesetzlichen 
Rentenversicherung sieht das Gesetz eine Anhörung der 
Rentenversicherung im Zulassungsverfahren der Kammern vor. Gegen 
die Zulassungsentscheidung steht der Rentenversicherung ein 
Klagerecht vor den Anwaltsgerichten zu. Macht sie hiervon keinen 
Gebrauch, ist sie im anschließenden Befreiungsverfahren an die 
Zulassungsentscheidung der Kammer gebunden und der 
Syndikusrechtsrechtsanwalt bei Vorliegen aller weiteren 
Voraussetzungen von der Rentenversicherungspflicht zu befreien. 

	


